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Erster Teil
Wettbewerbsbeschränkungen

Kapitel 1
Wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen,

Beschlüsse
und abgestimmte Verhaltensweisen

§ 1 Verbot wettbewerbsbeschränkender
Vereinbarungen
Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von

Unternehmensvereinigungen und aufeinander abgestimmte
Verhaltensweisen, die eine Verhinderung, Einschränkung
oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder
bewirken, sind verboten.1

§ 2 Freigestellte Vereinbarungen
(1) Vom Verbot des § 1 freigestellt sind Vereinbarungen

zwischen Unternehmen, Beschlüsse von
Unternehmensvereinigungen oder aufeinander abgestimmte
Verhaltensweisen, die unter angemessener Beteiligung der
Verbraucher an dem entstehenden Gewinn zur
Verbesserung der Warenerzeugung oder -verteilung oder zur
Förderung des technischen oder wirtschaftlichen Fortschritts
beitragen, ohne dass den beteiligten Unternehmen

1. Beschränkungen auferlegt werden, die für die
Verwirklichung dieser Ziele nicht unerlässlich sind,
oder

2. Möglichkeiten eröffnet werden, für einen wesentlichen
Teil der betreffenden Waren den Wettbewerb
auszuschalten.



(2) 1Bei der Anwendung von Absatz 1 gelten die
Verordnungen des Rates oder der Europäischen Kommission
über die Anwendung von Artikel 101 Absatz 3 des Vertrages
über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf
bestimmte Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüsse von
Unternehmensvereinigungen und aufeinander abgestimmte
Verhaltensweisen (Gruppenfreistellungsverordnungen)
entsprechend. 2Dies gilt auch, soweit die dort genannten
Vereinbarungen, Beschlüsse und Verhaltensweisen nicht
geeignet sind, den Handel zwischen den Mitgliedstaaten der
Europäischen Union zu beeinträchtigen.

§ 3 Mittelstandskartelle
Vereinbarungen zwischen miteinander im Wettbewerb

stehenden Unternehmen und Beschlüsse von
Unternehmensvereinigungen, die die Rationalisierung
wirtschaftlicher Vorgänge durch zwischenbetriebliche
Zusammenarbeit zum Gegenstand haben, erfüllen die
Voraussetzungen des § 2 Absatz 1, wenn

1. dadurch der Wettbewerb auf dem Markt nicht
wesentlich beeinträchtigt wird und

2. die Vereinbarung oder der Beschluss dazu dient, die
Wettbewerbsfähigkeit kleiner oder mittlerer
Unternehmen zu verbessern.

§§ 4 bis 17 (weggefallen)

Kapitel 2
Marktbeherrschung, sonstiges

wettbewerbsbeschränkendes Verhalten

§ 18 Marktbeherrschung
(1) Ein Unternehmen ist marktbeherrschend, soweit es als

Anbieter oder Nachfrager einer bestimmten Art von Waren



oder gewerblichen Leistungen auf dem sachlich und
räumlich relevanten Markt

1. ohne Wettbewerber ist,
2. keinem wesentlichen Wettbewerb ausgesetzt ist oder
3. eine im Verhältnis zu seinen Wettbewerbern

überragende Marktstellung hat.
(2) Der räumlich relevante Markt kann weiter sein als der

Geltungsbereich dieses Gesetzes.
(2a) Der Annahme eines Marktes steht nicht entgegen,

dass eine Leistung unentgeltlich erbracht wird.
(3) Bei der Bewertung der Marktstellung eines

Unternehmens im Verhältnis zu seinen Wettbewerbern ist
insbesondere Folgendes zu berücksichtigen:

1. sein Marktanteil,
2. seine Finanzkraft,
3. sein Zugang zu wettbewerbsrelevanten Daten,
4. sein Zugang zu den Beschaffungs- oder

Absatzmärkten,
5. Verflechtungen mit anderen Unternehmen,
6. rechtliche oder tatsächliche Schranken für den

Marktzutritt anderer Unternehmen,
7. der tatsächliche oder potenzielle Wettbewerb durch

Unternehmen, die innerhalb oder außerhalb des
Geltungsbereichs dieses Gesetzes ansässig sind

8. die Fähigkeit, sein Angebot oder seine Nachfrage auf
andere Waren oder gewerbliche Leistungen
umzustellen, sowie

9. die Möglichkeit der Marktgegenseite, auf andere
Unternehmen auszuweichen.

(3a) Insbesondere bei mehrseitigen Märkten und
Netzwerken sind bei der Bewertung der Marktstellung eines
Unternehmens auch zu berücksichtigen:

1. direkte und indirekte Netzwerkeffekte,



2. die parallele Nutzung mehrerer Dienste und der
Wechselaufwand für die Nutzer,

3. seine Größenvorteile im Zusammenhang mit
Netzwerkeffekten,

4. sein Zugang zu wettbewerbsrelevanten Daten,
5. innovationsgetriebener Wettbewerbsdruck.

(3b) Bei der Bewertung der Marktstellung eines
Unternehmens, das als Vermittler auf mehrseitigen Märkten
tätig ist, ist insbesondere auch die Bedeutung der von ihm
erbrachten Vermittlungsdienstleistungen für den Zugang zu
Beschaffungs- und Absatzmärkten zu berücksichtigen.
(4) Es wird vermutet, dass ein Unternehmen

marktbeherrschend ist, wenn es einen Marktanteil von
mindestens 40 Prozent hat.
(5) Zwei oder mehr Unternehmen sind marktbeherrschend,

soweit
1. zwischen ihnen für eine bestimmte Art von Waren oder

gewerblichen Leistungen ein wesentlicher Wettbewerb
nicht besteht und

2. sie in ihrer Gesamtheit die Voraussetzungen des
Absatzes 1 erfüllen.

(6) Eine Gesamtheit von Unternehmen gilt als
marktbeherrschend, wenn sie

1. aus drei oder weniger Unternehmen besteht, die
zusammen einen Marktanteil von 50 Prozent
erreichen, oder

2. aus fünf oder weniger Unternehmen besteht, die
zusammen einen Marktanteil von zwei Dritteln
erreichen.

(7) Die Vermutung des Absatzes 6 kann widerlegt werden,
wenn die Unternehmen nachweisen, dass

1. die Wettbewerbsbedingungen zwischen ihnen
wesentlichen Wettbewerb erwarten lassen oder

2. die Gesamtheit der Unternehmen im Verhältnis zu den
übrigen Wettbewerbern keine überragende



Marktstellung hat.
(8) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

berichtet den gesetzgebenden Körperschaften nach Ablauf
von drei Jahren nach Inkrafttreten der Regelungen in den
Absätzen 2a und 3a über die Erfahrungen mit den
Vorschriften.

§ 19 Verbotenes Verhalten von marktbeherrschenden
Unternehmen
(1) Der Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung

durch ein oder mehrere Unternehmen ist verboten.
(2) Ein Missbrauch liegt insbesondere vor, wenn ein

marktbeherrschendes Unternehmen als Anbieter oder
Nachfrager einer bestimmten Art von Waren oder
gewerblichen Leistungen

1. ein anderes Unternehmen unmittelbar oder mittelbar
unbillig behindert oder ohne sachlich gerechtfertigten
Grund unmittelbar oder mittelbar anders behandelt
als gleichartige Unternehmen;

2. Entgelte oder sonstige Geschäftsbedingungen fordert,
die von denjenigen abweichen, die sich bei
wirksamem Wettbewerb mit hoher Wahrscheinlichkeit
ergeben würden; hierbei sind insbesondere die
Verhaltensweisen von Unternehmen auf
vergleichbaren Märkten mit wirksamem Wettbewerb
zu berücksichtigen;

3. ungünstigere Entgelte oder sonstige
Geschäftsbedingungen fordert, als sie das
marktbeherrschende Unternehmen selbst auf
vergleichbaren Märkten von gleichartigen Abnehmern
fordert, es sei denn, dass der Unterschied sachlich
gerechtfertigt ist;

4. sich weigert, ein anderes Unternehmen gegen
angemessenes Entgelt mit einer solchen Ware oder
gewerblichen Leistung zu beliefern, insbesondere ihm



Zugang zu Daten, zu Netzen oder anderen
Infrastruktureinrichtungen zu gewähren, und die
Belieferung oder die Gewährung des Zugangs objektiv
notwendig ist, um auf einem vor- oder nachgelagerten
Markt tätig zu sein und die Weigerung den wirksamen
Wettbewerb auf diesem Markt auszuschalten droht, es
sei denn, die Weigerung ist sachlich gerechtfertigt;

5. andere Unternehmen dazu auffordert, ihm ohne
sachlich gerechtfertigten Grund Vorteile zu gewähren;
hierbei ist insbesondere zu berücksichtigen, ob die
Aufforderung für das andere Unternehmen
nachvollziehbar begründet ist und ob der geforderte
Vorteil in einem angemessenen Verhältnis zum Grund
der Forderung steht.

(3) Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 und
Nummer 5 gilt auch für Vereinigungen von miteinander im
Wettbewerb stehenden Unternehmen im Sinne der §§ 2, 3
und 28 Absatz 1, § 30 Absatz 2a, 2b und § 31 Absatz 1
Nummer 1, 2 und 4. Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2
Nummer 1 gilt auch für Unternehmen, die Preise nach § 28
Absatz 2 oder § 30 Absatz 1 Satz 1 oder § 31 Absatz 1
Nummer 3 binden.

§ 19a Missbräuchliches Verhalten von Unternehmen
mit überragender marktübergreifender Bedeutung
für den Wettbewerb
(1) 1Das Bundeskartellamt kann durch Verfügung

feststellen, dass einem Unternehmen, das in erheblichem
Umfang auf Märkten im Sinne des § 18 Absatz 3a tätig ist,
eine überragende marktübergreifende Bedeutung für den
Wettbewerb zukommt. 2Bei der Feststellung der
überragenden marktübergreifenden Bedeutung eines
Unternehmens für den Wettbewerb sind insbesondere zu
berücksichtigen:



1. seine marktbeherrschende Stellung auf einem oder
mehreren Märkten,

2. seine Finanzkraft oder sein Zugang zu sonstigen
Ressourcen,

3. seine vertikale Integration und seine Tätigkeit auf in
sonstiger Weise miteinander verbundenen Märkten,

4. sein Zugang zu wettbewerbsrelevanten Daten,
5. die Bedeutung seiner Tätigkeit für den Zugang Dritter

zu Beschaffungs- und Absatzmärkten sowie sein damit
verbundener Einfluss auf die Geschäftstätigkeit
Dritter.

3Die Verfügung nach Satz 1 ist auf fünf Jahre nach Eintritt
der Bestandskraft zu befristen.
(2) 1Das Bundeskartellamt kann im Falle einer Feststellung

nach Absatz 1 dem Unternehmen untersagen,
1. beim Vermitteln des Zugangs zu Beschaffungs- und

Absatzmärkten die eigenen Angebote gegenüber
denen von Wettbewerbern bevorzugt zu behandeln,
insbesondere

a) die eigenen Angebote bei der Darstellung zu
bevorzugen;

b) ausschließlich eigene Angebote auf Geräten
vorzuinstallieren oder in anderer Weise in Angebote
des Unternehmens zu integrieren;

2. Maßnahmen zu ergreifen, die andere Unternehmen in
ihrer Geschäftstätigkeit auf Beschaffungs- oder
Absatzmärkten behindern, wenn die Tätigkeit des
Unternehmens für den Zugang zu diesen Märkten
Bedeutung hat, insbesondere

a) Maßnahmen zu ergreifen, die zu einer
ausschließlichen Vorinstallation oder Integration von
Angeboten des Unternehmens führen;

b) andere Unternehmen daran zu hindern oder es ihnen
zu erschweren, ihre eigenen Angebote zu bewerben
oder Abnehmer auch über andere als die von dem



Unternehmen bereitgestellten oder vermittelten
Zugänge zu erreichen;

3. Wettbewerber auf einem Markt, auf dem das
Unternehmen seine Stellung, auch ohne
marktbeherrschend zu sein, schnell ausbauen kann,
unmittelbar oder mittelbar zu behindern,
insbesondere

a) die Nutzung eines Angebots des Unternehmens mit
einer dafür nicht erforderlichen automatischen
Nutzung eines weiteren Angebots des
Unternehmens zu verbinden, ohne dem Nutzer des
Angebots ausreichende Wahlmöglichkeiten
hinsichtlich des Umstands und der Art und Weise
der Nutzung des anderen Angebots einzuräumen;

b) die Nutzung eines Angebots des Unternehmens von
der Nutzung eines anderen Angebots des
Unternehmens abhängig zu machen;

4. durch die Verarbeitung wettbewerbsrelevanter Daten,
die das Unternehmen gesammelt hat,
Marktzutrittsschranken zu errichten oder spürbar zu
erhöhen, oder andere Unternehmen in sonstiger Weise
zu behindern, oder Geschäftsbedingungen zu fordern,
die eine solche Verarbeitung zulassen, insbesondere

a) die Nutzung von Diensten davon abhängig zu
machen, dass Nutzer der Verarbeitung von Daten
aus anderen Diensten des Unternehmens oder eines
Drittanbieters zustimmen, ohne den Nutzern eine
ausreichende Wahlmöglichkeit hinsichtlich des
Umstands, des Zwecks und der Art und Weise der
Verarbeitung einzuräumen;

b) von anderen Unternehmen erhaltene
wettbewerbsrelevante Daten zu anderen als für die
Erbringung der eigenen Dienste gegenüber diesen
Unternehmen erforderlichen Zwecken zu
verarbeiten, ohne diesen Unternehmen eine



ausreichende Wahlmöglichkeit hinsichtlich des
Umstands, des Zwecks und der Art und Weise der
Verarbeitung einzuräumen;

5. die Interoperabilität von Produkten oder Leistungen
oder die Portabilität von Daten zu verweigern oder zu
erschweren und damit den Wettbewerb zu behindern;

6. andere Unternehmen unzureichend über den Umfang,
die Qualität oder den Erfolg der erbrachten oder
beauftragten Leistung zu informieren oder ihnen in
anderer Weise eine Beurteilung des Wertes dieser
Leistung zu erschweren;

7. für die Behandlung von Angeboten eines anderen
Unternehmens Vorteile zu fordern, die in keinem
angemessenen Verhältnis zum Grund der Forderung
stehen, insbesondere

a) für deren Darstellung die Übertragung von Daten
oder Rechten zu fordern, die dafür nicht zwingend
erforderlich sind;

b) die Qualität der Darstellung dieser Angebote von der
Übertragung von Daten oder Rechten abhängig zu
machen, die hierzu in keinem angemessenen
Verhältnis stehen.

2Dies gilt nicht, soweit die jeweilige Verhaltensweise
sachlich gerechtfertigt ist. 3Die Darlegungs- und Beweislast
obliegt insoweit dem Unternehmen. 4§ 32 Absatz 2 und 3,
die §§ 32a und 32b gelten entsprechend.

5Die Verfügung nach Absatz 2 kann mit der Feststellung
nach Absatz 1 verbunden werden.
(3) Die §§ 19 und 20 bleiben unberührt.
(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

berichtet den gesetzgebenden Körperschaften nach Ablauf
von vier Jahren nach Inkrafttreten der Regelungen in den
Absätzen 1 und 2 über die Erfahrungen mit der Vorschrift.



§ 20 Verbotenes Verhalten von Unternehmen mit
relativer oder überlegener Marktmacht
(1) 1§ 19 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1

gilt auch für Unternehmen und Vereinigungen von
Unternehmen, soweit von ihnen andere Unternehmen als
Anbieter oder Nachfrager einer bestimmten Art von Waren
oder gewerblichen Leistungen in der Weise abhängig sind,
dass ausreichende und zumutbare Möglichkeiten, auf dritte
Unternehmen auszuweichen, nicht bestehen und ein
deutliches Ungleichgewicht zur Gegenmacht der anderen
Unternehmen besteht (relative Marktmacht). 2§ 19 Absatz 1
in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 gilt ferner auch für
Unternehmen, die als Vermittler auf mehrseitigen Märkten
tätig sind, soweit andere Unternehmen mit Blick auf den
Zugang zu Beschaffungs- und Absatzmärkten von ihrer
Vermittlungsleistung in der Weise abhängig sind, dass
ausreichende und zumutbare Ausweichmöglichkeiten nicht
bestehen. 3Es wird vermutet, dass ein Anbieter einer
bestimmten Art von Waren oder gewerblichen Leistungen
von einem Nachfrager abhängig im Sinne des Satzes 1 ist,
wenn dieser Nachfrager bei ihm zusätzlich zu den
verkehrsüblichen Preisnachlässen oder sonstigen
Leistungsentgelten regelmäßig besondere Vergünstigungen
erlangt, die gleichartigen Nachfragern nicht gewährt
werden.
(1a) 1Eine Abhängigkeit nach Absatz 1 kann sich auch

daraus ergeben, dass ein Unternehmen für die eigene
Tätigkeit auf den Zugang zu Daten angewiesen ist, die von
einem anderen Unternehmen kontrolliert werden. 2Die
Verweigerung des Zugangs zu solchen Daten gegen
angemessenes Entgelt kann eine unbillige Behinderung
nach Absatz 1 in Verbindung mit § 19 Absatz 1, Absatz 2
Nummer 1 darstellen. 3Dies gilt auch dann, wenn ein
Geschäftsverkehr für diese Daten bislang nicht eröffnet ist.



(2) § 19 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 5 gilt
auch für Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen
im Verhältnis zu den von ihnen abhängigen Unternehmen.
(3) 1Unternehmen mit gegenüber kleinen und mittleren

Wettbewerbern überlegener Marktmacht dürfen ihre
Marktmacht nicht dazu ausnutzen, solche Wettbewerber
unmittelbar oder mittelbar unbillig zu behindern. 2Eine
unbillige Behinderung im Sinne des Satzes 1 liegt
insbesondere vor, wenn ein Unternehmen

1. Lebensmittel im Sinne des Artikels 2 der Verordnung
(EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und
des Rates zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze
und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur
Errichtung der Europäischen Behörde für
Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von
Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABl. L 31 vom
1.2.2002, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU)
2019/1381 (ABl. L 231 vom 6.9.2019, S. 1) geändert
worden ist, unter Einstandspreis oder

2. andere Waren oder gewerbliche Leistungen nicht nur
gelegentlich unter Einstandspreis oder

3. von kleinen oder mittleren Unternehmen, mit denen es
auf dem nachgelagerten Markt beim Vertrieb von
Waren oder gewerblichen Leistungen im Wettbewerb
steht, für deren Lieferung einen höheren Preis fordert,
als es selbst auf diesem Markt

anbietet, es sei denn, dies ist jeweils sachlich
gerechtfertigt. 3Einstandspreis im Sinne des Satzes 2 ist der
zwischen dem Unternehmen mit überlegener Marktmacht
und seinem Lieferanten vereinbarte Preis für die
Beschaffung der Ware oder Leistung, auf den allgemein
gewährte und im Zeitpunkt des Angebots bereits mit
hinreichender Sicherheit feststehende
Bezugsvergünstigungen anteilig angerechnet werden,
soweit nicht für bestimmte Waren oder Leistungen



ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist. 4Das Anbieten
von Lebensmitteln unter Einstandspreis ist sachlich
gerechtfertigt, wenn es geeignet ist, den Verderb oder die
drohende Unverkäuflichkeit der Waren beim Händler durch
rechtzeitigen Verkauf zu verhindern sowie in vergleichbar
schwerwiegenden Fällen. 5Werden Lebensmittel an
gemeinnützige Einrichtungen zur Verwendung im Rahmen
ihrer Aufgaben abgegeben, liegt keine unbillige
Behinderung vor.
(3a) Eine unbillige Behinderung im Sinne des Absatzes 3

Satz 1 liegt auch vor, wenn ein Unternehmen mit
überlegener Marktmacht auf einem Markt im Sinne des § 18
Absatz 3a die eigenständige Erzielung von Netzwerkeffekten
durch Wettbewerber behindert und hierdurch die ernstliche
Gefahr begründet, dass der Leistungswettbewerb in nicht
unerheblichem Maße eingeschränkt wird
(4) Ergibt sich auf Grund bestimmter Tatsachen nach

allgemeiner Erfahrung der Anschein, dass ein Unternehmen
seine Marktmacht im Sinne des Absatzes 3 ausgenutzt hat,
so obliegt es diesem Unternehmen, den Anschein zu
widerlegen und solche anspruchsbegründenden Umstände
aus seinem Geschäftsbereich aufzuklären, deren Aufklärung
dem betroffenen Wettbewerber oder einem Verband nach §
33 Absatz 4 nicht möglich, dem in Anspruch genommenen
Unternehmen aber leicht möglich und zumutbar ist.
(5) Wirtschafts- und Berufsvereinigungen sowie

Gütezeichengemeinschaften dürfen die Aufnahme eines
Unternehmens nicht ablehnen, wenn die Ablehnung eine
sachlich nicht gerechtfertigte ungleiche Behandlung
darstellen und zu einer unbilligen Benachteiligung des
Unternehmens im Wettbewerb führen würde.

§ 21 Boykottverbot, Verbot sonstigen
wettbewerbsbeschränkenden Verhaltens
(1) Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen

dürfen nicht ein anderes Unternehmen oder Vereinigungen



von Unternehmen in der Absicht, bestimmte Unternehmen
unbillig zu beeinträchtigen, zu Liefersperren oder
Bezugssperren auffordern.
(2) Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen

dürfen anderen Unternehmen keine Nachteile androhen
oder zufügen und keine Vorteile versprechen oder
gewähren, um sie zu einem Verhalten zu veranlassen, das
nach folgenden Vorschriften nicht zum Gegenstand einer
vertraglichen Bindung gemacht werden darf:

1. nach diesem Gesetz,
2. nach Artikel 101 oder 102 des Vertrages über die

Arbeitsweise der Europäischen Union oder
3. nach einer Verfügung der Europäischen Kommission

oder der Kartellbehörde, die auf Grund dieses
Gesetzes oder auf Grund der Artikel 101 oder 102 des
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen
Union ergangen ist.

(3) Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen
dürfen andere Unternehmen nicht zwingen,

1. einer Vereinbarung oder einem Beschluss im Sinne der
§§ 2, 3, 28 Absatz 1 oder § 30 Absatz 2a oder Absatz
2b beizutreten oder

2. sich mit anderen Unternehmen im Sinne des § 37
zusammenzuschließen oder

3. in der Absicht, den Wettbewerb zu beschränken, sich
im Markt gleichförmig zu verhalten.

(4) Es ist verboten, einem Anderen wirtschaftlichen
Nachteil zuzufügen, weil dieser ein Einschreiten der
Kartellbehörde beantragt oder angeregt hat.

Kapitel 3
Anwendung des europäischen

Wettbewerbsrechts



§ 22 Verhältnis dieses Gesetzes zu den Artikeln 101
und 102 des Vertrages über die Arbeitsweise der
Europäischen Union
(1) 1Auf Vereinbarungen zwischen Unternehmen,

Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen und
aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen im Sinne des
Artikels 101 Absatz 1 des Vertrages über die Arbeitsweise
der Europäischen Union, die den Handel zwischen den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union im Sinne dieser
Bestimmung beeinträchtigen können, können auch die
Vorschriften dieses Gesetzes angewandt werden. 2Ist dies
der Fall, ist daneben gemäß Artikel 3 Absatz 1 Satz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember
2002 zur Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des
Vertrages niedergelegten Wettbewerbsregeln (ABl. EG 2003
Nr. L 1 S. 1) auch Artikel 101 des Vertrages über die
Arbeitsweise der Europäischen Union anzuwenden.
(2) 1Die Anwendung der Vorschriften dieses Gesetzes darf

gemäß Artikel 3 Absatz 2 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1/2003 nicht zum Verbot von Vereinbarungen zwischen
Unternehmen, Beschlüssen von
Unternehmensvereinigungen und aufeinander
abgestimmten Verhaltensweisen führen, welche zwar den
Handel zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen
Union zu beeinträchtigen geeignet sind, aber

1. den Wettbewerb im Sinne des Artikels 101 Absatz 1
des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen
Union nicht beschränken oder

2. die Bedingungen des Artikels 101 Absatz 3 des
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen
Union erfüllen oder

3. durch eine Verordnung zur Anwendung des Artikels
101 Absatz 3 des Vertrages über die Arbeitsweise der
Europäischen Union erfasst sind.



2Die Vorschriften des Kapitels 2 bleiben unberührt. 3In
anderen Fällen richtet sich der Vorrang von Artikel 101 des
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union
nach dem insoweit maßgeblichen Recht der Europäischen
Union.
(3) 1Auf Handlungen, die einen nach Artikel 102 des

Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union
verbotenen Missbrauch darstellen, können auch die
Vorschriften dieses Gesetzes angewandt werden. 2Ist dies
der Fall, ist daneben gemäß Artikel 3 Absatz 1 Satz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1/2003 auch Artikel 102 des Vertrages
über die Arbeitsweise der Europäischen Union anzuwenden.
3Die Anwendung weitergehender Vorschriften dieses
Gesetzes bleibt unberührt.
(4) 1Die Absätze 1 bis 3 gelten unbeschadet des Rechts der

Europäischen Union nicht, soweit die Vorschriften über die
Zusammenschlusskontrolle angewandt werden.
2Vorschriften, die überwiegend ein von den Artikeln 101 und
102 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen
Union abweichendes Ziel verfolgen, bleiben von den
Vorschriften dieses Abschnitts unberührt.

§ 23 (weggefallen)

Kapitel 4
Wettbewerbsregeln

§ 24 Begriff, Antrag auf Anerkennung
(1) Wirtschafts- und Berufsvereinigungen können für ihren

Bereich Wettbewerbsregeln aufstellen.
(2) Wettbewerbsregeln sind Bestimmungen, die das

Verhalten von Unternehmen im Wettbewerb regeln zu dem
Zweck, einem den Grundsätzen des lauteren oder der
Wirksamkeit eines leistungsgerechten Wettbewerbs
zuwiderlaufenden Verhalten im Wettbewerb



entgegenzuwirken und ein diesen Grundsätzen
entsprechendes Verhalten im Wettbewerb anzuregen.
(3) Wirtschafts- und Berufsvereinigungen können bei der

Kartellbehörde die Anerkennung von Wettbewerbsregeln
beantragen.
(4) 1Der Antrag auf Anerkennung von Wettbewerbsregeln

hat zu enthalten:
1. Name, Rechtsform und Anschrift der Wirtschafts- oder

Berufsvereinigung;
2. Name und Anschrift der Person, die sie vertritt;
3. die Angabe des sachlichen und örtlichen

Anwendungsbereichs der Wettbewerbsregeln;
4. den Wortlaut der Wettbewerbsregeln.

2Dem Antrag sind beizufügen:
1. die Satzung der Wirtschafts- oder Berufsvereinigung;
2. der Nachweis, dass die Wettbewerbsregeln

satzungsmäßig aufgestellt sind;
3. eine Aufstellung von außenstehenden Wirtschafts-

oder Berufsvereinigungen und Unternehmen der
gleichen Wirtschaftsstufe sowie der Lieferanten- und
Abnehmervereinigungen und der
Bundesorganisationen der beteiligten
Wirtschaftsstufen des betreffenden
Wirtschaftszweiges.

3In dem Antrag dürfen keine unrichtigen oder
unvollständigen Angaben gemacht oder benutzt werden, um
für den Antragsteller oder einen anderen die Anerkennung
einer Wettbewerbsregel zu erschleichen.
(5) Änderungen und Ergänzungen anerkannter

Wettbewerbsregeln sind der Kartellbehörde mitzuteilen.

§ 25 Stellungnahme Dritter
1Die Kartellbehörde hat nichtbeteiligten Unternehmen der

gleichen Wirtschaftsstufe, Wirtschafts- und
Berufsvereinigungen der durch die Wettbewerbsregeln



betroffenen Lieferanten und Abnehmer sowie den
Bundesorganisationen der beteiligten Wirtschaftsstufen
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 2Gleiches gilt für
Verbraucherzentralen und andere Verbraucherverbände, die
mit öffentlichen Mitteln gefördert werden, wenn die
Interessen der Verbraucher erheblich berührt sind. 3Die
Kartellbehörde kann eine öffentliche mündliche Verhandlung
über den Antrag auf Anerkennung durchführen, in der es
jedermann freisteht, Einwendungen gegen die Anerkennung
zu erheben.

§ 26 Anerkennung
(1) 1Die Anerkennung erfolgt durch Verfügung der

Kartellbehörde. 2Sie hat zum Inhalt, dass die Kartellbehörde
von den ihr nach Kapitel 6 zustehenden Befugnissen keinen
Gebrauch machen wird.
(2) Soweit eine Wettbewerbsregel gegen das Verbot des § 1

verstößt und nicht nach den §§ 2 und 3 freigestellt ist oder
andere Bestimmungen dieses Gesetzes, des Gesetzes
gegen den unlauteren Wettbewerb oder eine andere
Rechtsvorschrift verletzt, hat die Kartellbehörde den Antrag
auf Anerkennung abzulehnen.
(3) Wirtschafts- und Berufsvereinigungen haben die

Außerkraftsetzung von ihnen aufgestellter, anerkannter
Wettbewerbsregeln der Kartellbehörde mitzuteilen.
(4) Die Kartellbehörde hat die Anerkennung

zurückzunehmen oder zu widerrufen, wenn sie nachträglich
feststellt, dass die Voraussetzungen für die Ablehnung der
Anerkennung nach Absatz 2 vorliegen.

§ 27 Veröffentlichung von Wettbewerbsregeln,
Bekanntmachungen
(1) Anerkannte Wettbewerbsregeln sind im Bundesanzeiger

zu veröffentlichen.
(2) Im Bundesanzeiger sind bekannt zu machen



1. die Anträge nach § 24 Absatz 3;
2. die Anberaumung von Terminen zur mündlichen

Verhandlung nach § 25 Satz 3;
3. die Anerkennung von Wettbewerbsregeln, ihrer

Änderungen und Ergänzungen;
4. die Ablehnung der Anerkennung nach § 26 Absatz 2,

die Rücknahme oder der Widerruf der Anerkennung
von Wettbewerbsregeln nach § 26 Absatz 4.

(3) Mit der Bekanntmachung der Anträge nach Absatz 2
Nummer 1 ist darauf hinzuweisen, dass die
Wettbewerbsregeln, deren Anerkennung beantragt ist, bei
der Kartellbehörde zur öffentlichen Einsichtnahme ausgelegt
sind.
(4) Soweit die Anträge nach Absatz 2 Nummer 1 zur

Anerkennung führen, genügt für die Bekanntmachung der
Anerkennung eine Bezugnahme auf die Bekanntmachung
der Anträge.
(5) Die Kartellbehörde erteilt zu anerkannten

Wettbewerbsregeln, die nicht nach Absatz 1 veröffentlicht
worden sind, auf Anfrage Auskunft über die Angaben nach §
24 Absatz 4 Satz 1.

Kapitel 5
Sonderregeln für bestimmte

Wirtschaftsbereiche

§ 28 Landwirtschaft
(1) 1§ 1 gilt nicht für Vereinbarungen von

landwirtschaftlichen Erzeugerbetrieben sowie für
Vereinbarungen und Beschlüsse von Vereinigungen von
landwirtschaftlichen Erzeugerbetrieben und Vereinigungen
von solchen Erzeugervereinigungen über

1. die Erzeugung oder den Absatz landwirtschaftlicher
Erzeugnisse oder



2. die Benutzung gemeinschaftlicher Einrichtungen für
die Lagerung, Be- oder Verarbeitung
landwirtschaftlicher Erzeugnisse,

sofern sie keine Preisbindung enthalten und den
Wettbewerb nicht ausschließen. 2Als landwirtschaftliche
Erzeugerbetriebe gelten auch Pflanzen- und
Tierzuchtbetriebe und die auf der Stufe dieser Betriebe
tätigen Unternehmen.
(2) Für vertikale Preisbindungen, die die Sortierung,

Kennzeichnung oder Verpackung von landwirtschaftlichen
Erzeugnissen betreffen, gilt § 1 nicht.
(3) Landwirtschaftliche Erzeugnisse sind die in Anhang I

des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union
aufgeführten Erzeugnisse sowie die durch Be- oder
Verarbeitung dieser Erzeugnisse gewonnenen Waren, deren
Be- oder Verarbeitung durch landwirtschaftliche
Erzeugerbetriebe oder ihre Vereinigungen durchgeführt zu
werden pflegt.

§ 292 Energiewirtschaft
1Einem Unternehmen ist es verboten, als Anbieter von

Elektrizität oder leitungsgebundenem Gas
(Versorgungsunternehmen) auf einem Markt, auf dem es
allein oder zusammen mit anderen
Versorgungsunternehmen eine marktbeherrschende
Stellung hat, diese Stellung missbräuchlich auszunutzen,
indem es

1. Entgelte oder sonstige Geschäftsbedingungen fordert,
die ungünstiger sind als diejenigen anderer
Versorgungsunternehmen oder von Unternehmen auf
vergleichbaren Märkten, es sei denn, das
Versorgungsunternehmen weist nach, dass die
Abweichung sachlich gerechtfertigt ist, wobei die
Umkehr der Darlegungs- und Beweislast nur in
Verfahren vor den Kartellbehörden gilt, oder



2. Entgelte fordert, die die Kosten in unangemessener
Weise überschreiten.

2Kosten, die sich ihrem Umfang nach im Wettbewerb nicht
einstellen würden, dürfen bei der Feststellung eines
Missbrauchs im Sinne des Satzes 1 nicht berücksichtigt
werden. Die §§ 19 und 20 bleiben unberührt.

§ 30 Preisbindung bei Zeitungen und Zeitschriften
(1) 1§ 1 gilt nicht für vertikale Preisbindungen, durch die ein

Unternehmen, das Zeitungen oder Zeitschriften herstellt,
die Abnehmer dieser Erzeugnisse rechtlich oder
wirtschaftlich bindet, bei der Weiterveräußerung bestimmte
Preise zu vereinbaren oder ihren Abnehmern die gleiche
Bindung bis zur Weiterveräußerung an den letzten
Verbraucher aufzuerlegen. 2Zu Zeitungen und Zeitschriften
zählen auch Produkte, die Zeitungen oder Zeitschriften
reproduzieren oder substituieren und bei Würdigung der
Gesamtumstände als überwiegend verlagstypisch
anzusehen sind, sowie kombinierte Produkte, bei denen eine
Zeitung oder eine Zeitschrift im Vordergrund steht.
(2) 1Vereinbarungen der in Absatz 1 bezeichneten Art sind,

soweit sie Preise und Preisbestandteile betreffen, schriftlich
abzufassen. 2Es genügt, wenn die Beteiligten Urkunden
unterzeichnen, die auf eine Preisliste oder auf
Preismitteilungen Bezug nehmen. 3§ 126 Absatz 2 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs findet keine Anwendung.
(2a) 1§ 1 gilt nicht für Branchenvereinbarungen zwischen

Vereinigungen von Unternehmen, die nach Absatz 1 Preise
für Zeitungen oder Zeitschriften binden (Presseverlage),
einerseits und Vereinigungen von deren Abnehmern, die im
Preis gebundene Zeitungen und Zeitschriften mit
Remissionsrecht beziehen und mit Remissionsrecht an
Letztveräußerer verkaufen (Presse-Grossisten), andererseits
für die von diesen Vereinigungen jeweils vertretenen
Unternehmen, soweit in diesen Branchenvereinbarungen



der flächendeckende und diskriminierungsfreie Vertrieb von
Zeitungs- und Zeitschriftensortimenten durch die Presse-
Grossisten, insbesondere dessen Voraussetzungen und
dessen Vergütungen sowie die dadurch abgegoltenen
Leistungen geregelt sind. 2Insoweit sind die in Satz 1
genannten Vereinigungen und die von ihnen jeweils
vertretenen Presseverlage und Presse-Grossisten zur
Sicherstellung eines flächendeckenden und
diskriminierungsfreien Vertriebs von Zeitungen und
Zeitschriften im stationären Einzelhandel im Sinne von
Artikel 106 Absatz 2 des Vertrages über die Arbeitsweise der
Europäischen Union mit Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse betraut. 3Die §§ 19 und 20
bleiben unberührt.
(2b)3 1§ 1 gilt nicht für Vereinbarungen zwischen Zeitungs-

oder Zeitschriftenverlagen über eine verlagswirtschaftliche
Zusammenarbeit, soweit die Vereinbarung den Beteiligten
ermöglicht, ihre wirtschaftliche Basis für den intermedialen
Wettbewerb zu stärken. 2Satz 1 gilt nicht für eine
Zusammenarbeit im redaktionellen Bereich. 3Die
Unternehmen haben auf Antrag einen Anspruch auf eine
Entscheidung der Kartellbehörde nach § 32c, wenn

1. bei einer Vereinbarung nach Satz 1 die
Voraussetzungen für ein Verbot nach Artikel 101
Absatz 1 des Vertrages über die Arbeitsweise der
Europäischen Union nach den der Kartellbehörde
vorliegenden Erkenntnissen nicht gegeben sind und

2. die Antragsteller ein erhebliches rechtliches und
wirtschaftliches Interesse an dieser Entscheidung
haben.

4Die §§ 19 und 20 bleiben unberührt.
(3) 1Das Bundeskartellamt kann von Amts wegen oder auf

Antrag eines gebundenen Abnehmers die Preisbindung für
unwirksam erklären und die Anwendung einer neuen
gleichartigen Preisbindung verbieten, wenn


